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C. Das c . 3 das Capitulare Saxonicum.
1 . Die Beziehung auf die Ungehorsamsbufie .

§ 17.
1 . Das Capitulare Saxonicum vom 28. Oktober 797 110 ) behandelt

in den Kapiteln 1 und 2 die Zahlungspflicht der Sachsen bei dem
Bannstrafrechte , den octo capitula . Diese octo capitula sind all¬
gemeine , ständige Befehle des Königs , also RechtsVerordnungen,nicht Vcrwal tungsbefehle für den Einzelfall . Sie werden alle auf¬
gezählt und es wird zweimal nachdrücklich hervorgehoben, daß
die Sachsen ebenso 60 Schillinge zu zahlen haben wie die Franci,
Dann folgt die Vorschrift des cap . 3 , deren Auslegung streitig ist UI).

2 . Als ich in meinen „Gemeinfreien “ an die Vorschrift herantrat ,
hatten Richthofen und Brunner sie als Ersatz des Grafenbanns von
15 Schillingen durch den Betrag des sächsischen Friedensgeldes aul¬
gefaßt 11Z) . An dieser Auslegung hat Brunner , wenn auch mit einet
Erweiterung , auch später festgehalten 11S ) und diese spätere Fas¬
sung der Ansicht Brunners wird auch von Lintzel mit voller Be¬
stimmtheit vertreten 114) .

110) Cap . I S . 71 , dazu Gemeinfreie S . 124 ff ., Sachsenspiegel S . 653ff.
Standesgliederung S . 65 ff.

111 ) Die Vorschriften lauten : „ . . . omnes unianimiter consenserunt et
aptificaverunt , ut de illis capitulis pro quibus Franci , si regis banum
transgressi sunt , solidos sexaginta conponunt , similiter Saxones solvent,
si alicubi contra ipsos bannos fecerint . Hec sunt capitula : primuni ut
ecclesiae, viduae orfani et minus potentes iustam et quietam pacemhabeant ; et ut raptum et fortiam nec incendium infra patriam quis facert
audeat praesumptive ; et de exercitu nullus super bannum domini regis
remanere praesumat .

2 . Si quis supradicta octo capitula transgressus fuerit (omnes statuerunt
et aptificaverunt ) ut Saxones similiter sicut et Franci sexaginta solid®
conponant .

3 . Item placuit Omnibus Saxonibus , ut ubicumque Franci secunduni
legem solidos XY solvere debent, ibi nobiliores Saxones soliidos XII, h-
genui Y , liti IV eomponant .

“
112) Vgl . Riehthofen, Mon . Germ . L. Y , S. 81 Anm. 14 und zu J es

Saxonum“ S. 346 , 92 , Brunner , Handbuch II S . 167 Anm. 41 .
113) Standesrechtliche Probleme ZRG 23 , S. 221—35 .114) ZRG 52, S . 302 Anm. 5, Stände S . 54 .
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3 . Die Capitulatio (762?) gab in c . 31 ;115) den neueingesetzten
Grafen das Recht , in größerem Sachen bei 60 Schillingen zu gebie¬

ten und für kleinere Sachen bei 15 Schillingen , d . h . Verwaltungs -

befehle bei diesen Strafen zu erlassen 116) . Gewährt wird in c . 31

nur das Recht des Befehls und der Androhung 117) . Die Pflicht ,
eine rechtmäßig angedrohte Strafe bei Ungehorsam zu zahlen , wird

als selbstverständlich vorausgesetzt und nicht erwähnt .
Ein solches Befehlsrecht hatte der Graf in allen Gebieten des

fränkischen Rechts , aber die Ungehorsamsbuße war lokal verschie¬

den 118) . Auch innerhalb des Gebiets des fränkischen Stammes . Nach

salischem Rechte betrug sie 15 Schillinge , nach dem Rechte des

Hamalandes aber 4 Schillinge , wenn auch m . E . große . Das Recht

auf die 60-Schillingbuße scheint nur in Sachsen in dieser Allge¬
meinheit bewilligt worden zu sein , was der gefährdeten Stellung
der Grafen in dem rebellischen Gebiete entsprechen würde .

Die Ungehorsamsbußen fielen an die Grafen und machten einen
Teil der Einnahmen aus , die mit dem Amte verbunden waren . Auch
in dieser Hinsicht waren die sächsischen Grafen wegen der 60-Schil-

lingsbuße gut gestellt .
4. Richthofen und Brunner haben angenommen , daß durch un¬

ser c . 3 die Bestimmung der Capitulatio über die Ungehorsamsbuße
von 15 Schillingen aufgehoben und diese Buße durch die drei an¬

gegebenen Beträge ersetzt worden sei, obgleich c . 3 weder eine

Aufhebung der früheren Vorschrift erwähnt , noch überhaupt von
einem Grafenbanne redet . Den Anstoß zu dieser Annahme

scheint ledighch die Übereinstimmung der Ziffern des c . 3 mit den

Beträgen des Friedensgeldes gegeben zu haben , das in c . 36 der
Lex erwähnt wird . Aber diese Übereinstimmung der Zahlen wird

115) Cap . 31 : „Dedimus potestatem comitibus bannum mittete infra suo
ministerio de faida vel majoribus causis in solidos 60 . de minoribus vero
causis comitis bannum in solidos 15 constituimus .

“
116) Das „bannum mittere in solidos “ kann nur bedeuten : „bei Stra e

von — Schillingen “ gebieten.
117) Schon aus der Möglichkeit zwei verschiedener Sanktionen ist zu

schließen, daß der Graf bei Erteilung des Befehls diejenige Strafe an -
hohte , die den Ungehorsamen treffen sollte . Dies ist heute bei allen

Verwaltungsbefehlen üblich , bei denen der Beamte die Sanktion verschie¬
den hoch bestimmen kann . Auch im Mittelalter war dies üblich . Bei

^gehorsamen wird dann die angedrohte Strafe von dem Täter verwir
118) Brunner , Handbuch II § 81 .
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unerheblich , sobald wir unterstellen , daß diese Zahlen das Verhält¬
nis der einheimischen sächsischen Aktivstufung darstellen . Dann
mußten sie bei dem Friedensgeld ebenso auf treten , wie als Ver¬
hältniszahlen bei jeder anderen Summe , die herabgesetzt werden
sollte . Dieser Grund ist also nicht entscheidend . In der Tat führt
die nähere Nachprüfung zu Gegengründen gegen die Bannhypo-
these , die m . E . durchgreifen .

5. Entscheidend ist schon der Wortlaut des c . 3 . Die Worte , die
uns vorliegen , können nicht durch die Absicht verursacht worden
sein , die Ungehorsamsbuße beim Grafenbann herabzusetzen und
sie konnten auch von keinem Zeitgenossen auf die Ungehorsams¬
buße bezogen werden . Die Eingangsworte „ubicumque F r a n c i se-
cundum legem — solvere debent ' * — setzen fränkisches Recht
und deshalb voraus , daß zunächst eine Zahlungspflicht der Franci
und nicht der Sachsen gegeben ist . Die Vorschrift in c . 31 der
Capitulatio war aber sächsisches Recht und nur sächsisches Recht.
Bei Ungehorsam trat ein Fall ein , in dem die „Saxones «obere
debent . Dieser Fall konnte daher mit den Eingangsworten desc. 3
gar nicht gemeint sein . Aber auch die Ungehorsamsbuße , welche
die Franken bei einem gräflichen Bannbefehl verwirkten , konnte
nicht gemeint sein , weil es eben gar keine allgemeine fränkische
Grafenbuße gab , sondern nur unter sich verschiedene Grafenbußen
der einzelnen Teilstämme . Schon aus diesen Gründen können
die Gesetzgeber gar nicht an die Grafenbuße gedacht haben , wie
Richthofen und Brunner meinen . Aber auch nicht aus anderen
Gründen .

6 . Hätte man die Ungehorsamsbuße ermäßigen wollen , so hätte
man nicht an die Zahlungspflicht angeknüpft , sondern an das
Bannrecht , an die potestas der Grafen , an das Recht der Androhung .
Behielt der Graf das Recht bei 15 Schillingen zu gebieten , so mußte
der Ungehorsame auch 15 Schillinge zahlen . Diese Folge konnte
nicht geändert werden 119) . T )eshalb hätte man bei einer solchen Ab¬
sicht die bisherige potestas der Grafen eingeschränkt und die Vor¬
schrift der Capitulatio , wie dies sonst zu geschehen pflegte , erkenn-

119) Es ist m . E . nicht annehmbar , daß die ungehorsamen Sachsen
milder behandelt werden als die ungehorsamen Franken . Es ist m-
nicht möglich , daß der Graf 15 Schillinge androhen mußte , um dann 12,
5, 4 zu erhalten . Ein solches Verfahren hätte die Autorität der Beamten
herabgesetzt , ohne irgendwie gerechtfertigt zu sein.
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bar abgeändert 120 ) , c . 3 läßt keinerlei Änderung erkennen . Kein
Graf konnte , wenn er das Capitulare zu Gesiebt bekam , aus ihm
entnehmen , daß seine bisherige Banngewalt für die Zukunft ge¬
mindert sei.

7. Ferner wird die Banndeutung dem ersichtlichen Vorstellungs¬
verlaufe nicht gerecht . Die Versammlung hat sich in c . 1 und 2
mit dem ständigen Bannstrafrechte , nicht mit den Verwaltungs¬
befehlen des Königs beschäftigt . Wenn sie etwa wegen des Wortes
Bann zu den Verwaltungsbefehlen übergegangen wäre , sot hätte
zunächst ein Eingehen auf die Verwaltungsbefehle des Königs nahe -
gelegen . Diejenige Regelung , die dieses Recht später in c . 9 unse¬
res Gesetzes erfahren hat , würde uns dann zwischen c . 2 und c . 3
begegnen. Bei diesem Vorstellungsverlaufe wäre dann der Ver¬
sammlung bewußt geworden , daß der Graf zwei Bannbußen hatte ,
die 60 -Schillingbufie und die 15-Schillingbuße . Da man sich mit
dem ständigen Banne von 60 Schillingen schon beschäftigt hatte ,
so wäre die entsprechende hohe Grafenbuße sicherlich nicht über¬
sehen worden 121 ) . Daß diese Erwähnungen fehlen , beweist m . E .,
daß die Versammlung nicht von dem Bannstrafrecht des Königs
zu den Verwaltungsbefehlen des Grafen übergegangen ist , sondern
daß der Gang der Verhandlung ein anderer gewesen sein muß .
Wir werden sehen , daß dies in der Tat der Fall war .

8- Einen weiteren Gegengrund ergibt die Behandlung der könig¬
lichen Verwaltungsbefehle in c . 9 . Die Abstufung wird auch in
c- 9 ganz stillschweigend übergangen . Das kann sich nicht durch die
Person des Königs erklären , denn in c . 1 und 2 wird bei Königs¬
verordnungen die Gleichheit der Zahlungspflicht eingeschärft . Die
Fassung des c . 9 läßt darauf schließen , daß bei einem Verwaltungs -
befehle die volle Zahlung der angedrohten Buße als selbstverständ¬
lich galt.

120) Die Beschränkung der Banngewalt hätte allerdings zur Folge ge¬
habt, daß auch die den sächsischen Grafen unterstellten Franken nicht
mehr 15 Schillinge verwirkten . Damit war aber die Voraussetzung für
che Zahlungspflicht der Sachsen nach c . 3 weggefallen .

121) Auch ist anzunehmen , daß der Wechsel in den Vorstellungen sprach -
hch zum Ausdruck gekommen wäre . Man hätte dem Bann des Königs
den Bann des Grafen gegenübergestellt . Die Worte secundum legem ,
die vorhanden sind , können nicht durch die Vorstellung Grafenbann ver¬
ursacht worden sein .

Heck. 7



9 . Die Banndeutung nötigt zu der Annahme , daß die Sachsen
vor den Franken materiell bevorzugt wurden und zwar in erheb¬
lichem Umfange . Die Maße des sächsischen Volkes bestand aus
Laten , die weniger als ein Drittel von dem zahlen sollteil , was die
Franken zahlten . Was sollte der legislative Grund zu einer solchen
Bevorzugung gewesen sein 122) ? Besonders auffällig erscheint die
Bevorzugung , wenn wir sie auf den Ungehorsam gegen gräfliche
Befehle beziehen . Weshalb sollte der Ungehorsam der Sachsen ent¬
schuldbarer sein als derjenige der Franken , auch derjenigen Fran¬
ken , cfie in den sächsischen Grafschaften lebten ? Eine solche Privi¬
legierung ist angesichts der außerordentlichen Strenge , mit der
Karl sonst seine Herrschaft durchführte , sehr unwahrscheinlich .
Unwahrscheinlich auch , wenn wir die Zeitumstände berücksichti¬
gen . Das Capitulare ist nicht etwa , wie man gelegentlich hört, das
Ergebnis einer vollen Befriedung des Sachsenlandes , sondern ein
Akt der Gesetzgebung bei fortdauerndem Krieg . Im Sommer war
ein großer Feldzug vorausgegangen . Unmittelbar nach der Ver¬
sammlung , im November zog Karl wieder gegen die Sachsen , um
den Krieg zu beenden „propter conficiendum bellum Saxonicum .
Auch der sonstige Inhalt des Capitulars zeigt keine Befriedung.
Die Strafen für Nichtbeachtung königlicher Befehle werden in c .9
nicht herabgesetzt , sondern der König erhält die Befugnis , seine
Befehle mit einer höheren Buße , bis zu 1000 Schillingen auszustat¬
ten 123 ) . Mit dieser Vorschrift würde schwer vereinbar sein , wenn
zugleich die Banngewalt der Grafen geschwächt worden wäre.

10 . Auch das wenige , das sich aus späteren Nachrichten entnehmen
läßt , spricht dafür , daß die sächsischen Grafen die ihnen in § 31
der Capitulatio gewährte Banngewalt dauernd behalten haben .
Eine Kontrolle durch spätere Nachrichten wird allerdings dadurch
erschwert , daß die sächsischen Grafen des Herzogtums später mit
dem Königsbann beliehen wurden und wir deshalb über ihren Gra¬
fenbann nichts erfahren 121) . Aber die sächsischen Markgrafen be-

122) Die Bevorzugung würde auch in Verhältnisse zu den in Sachsen
angesiedelten Franken gewirkt haben . Schon deshalb ist jede Erklärung
aus wirtschaftlichen Verhältnissen von vornherein ausgeschlossen .

123) Erfordert wird die Zustimmung „ fidelium Saxonum “
. Es gab eben

auch noch Rebellen .
124) Immerhin spricht eine Nachricht für das Fortbestehen des Grafen¬

banns in Höhe von 15 Schillingen . Sachsenspiegel S. 167, auch S. 758-
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hielten ihre Gerichte . Sie haben eine höhere Banngewalt als die an¬
deren Grafen . Ihr Bann beträgt 30 Schillinge ohne jede Abstufung .
Diese Summe ist eine Verdoppelung von 15 Schillingen und nicht
von 12, 5 und 4 . Diese Beobachtung spricht dafür , daß auch die
karolingischen Grafen ihre volle Banngewalt noch nach dem Capi -
tulare behalten hatten .

11 . Diese Erwägungen führen m . E . zu dem Schlüsse , daß die
Vorschrift sich weder unmittelbar noch mittelbar auf die Ungehor¬
samsbuße bezogen hat . Die Banngewalt der Grafen muß unberührt
geblieben sein . Die Banndeutung ist daher ausgeschlossen . Wenn
wir keinen anderen Inhalt finden könnten , so würde die Vorschrift
als unerklärbar zu behandeln sein . Die Banndeutung ist keine Er¬
klärung . Aber diese Alternative besteht überhaupt nicht . Die Vor¬
schrift gestattet eine ganz einwandfreie und m . E . zweifellos rich¬
tige Auslegung , nämlich die Auslegung als Kollisionsnorm ,
sobald wir als möglich unterstellen , daß nach sächsischem Rechte
die Aktivstufung auch bei Privatbußen Anwendung fand .

2 . Die Deutung als Kollisionsnorm .

§ 18.
h Bei der Auslegung des c . 3 bin ich zunächst von der Beobach¬

tung ausgegangen , daß im Jahre 797 sich zahlreiche Franken in
Sachsen aufhielten und auch zahlreiche Sachsen im Gebiete des
fränkischen Stammes .

Bie Franken kamen nach Sachsen als Grafen und sonstige Be¬
amte , als Vasallen und als Geistliche . Jeder dieser Würdenträger
führte andere Franken als Gehilfen und Gefolge mit sich. Weiteren
Anlaß boten die Klostergründungen , die Anlage der Domänen und
der befestigten Höfe , über deren große Verbreitung uns erst die

Forschungen von Schuchard und Rübel eingehenderen Aufschluß
gegeben haben . Umgekehrt war die Zahl der Geißeln , welche aus
Sachsen fortgeführt wurden , eine sehr große , wie notorisch ist .

Aber noch bedeutsamer als diese Vorgänge , die man als Gelegen¬
beitsursachen bezeichnen kann , waren die planmäßigen Umsied -
b 'Tig

'en , die Karl zur Festigung der fränkischen Herrschaft vorge -
nommen hat . Es ist bekannt , daß Karl wiederholt ganze Volks¬
massen mit Weib und Kind aus Sachsen fortgeführt und in anderen
Feilen seines Reiches angesiedelt hat , wo wir sie noch nach Jahr -
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